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Armut ist gerade in einer reichen Gesellschaft
wie der unseren ein Thema, vor dem wir gerne
die Augen verschließen und das wir oft ver-
drängen. Die Wirtschaftskrise in den vergan-
genen beiden Jahren hat aber dazu geführt,
dass die wachsende Ungleichheit wieder zum
wichtigen Thema geworden ist. Das ist richtig
so, denn die Debatte über die Verteilungsge-
rechtigkeit in unserem Land ist die zentrale
Diskussion der kommenden Jahre. Nur wenn
es uns gelingt, die Schere zwischen Arm und
(Super-)Reich wieder zu schließen, werden wir
den dringend notwendigen Zusammenhalt
und den sozialen Frieden in unserem Land si-
cherstellen können.

Der siebte Teil des Steirischen Frauenbe-
richts beschäftigt sich mit dem Thema Ar-
mut aus weiblicher Sicht. Und leider müssen
wir feststellen, dass Armut zu einem großen
Teil „weiblich“ ist. Denn Frauen sind viel stär-
ker von Armut betroffen als Männer. Die
Gründe dafür sind vielfältig: Frauen verdie-
nen weniger, Frauen sind häufiger alleiner-
ziehend und haben eine geringere Pension.
Die geringeren Frauenpensionen zeigen klar
auf, dass sich die Wahl zwischen Beruf und
Familie am Ende doch meistens negativ für

Frauen auswirkt. Besonders augenscheinlich
ist auch die Tatsache, dass in frauenspezifi-
schen Branchen prinzipiell ein deutlich gerin-
ges Einkommen zu erzielen ist, als in den
klassischen Männerdomänen. Dadurch ge-
hören Frauen viel eher zu den „working
poor“ als Männer.

Der Teil sieben unseres ersten Steirischen
Frauenberichts zeigt eindrucksvoll, wie vie-
ler Anstrengungen es in den unterschiedli-
chen Bereichen unseres Gesellschafts- und
Wirtschaftslebens noch bedarf, bis endlich
die Gleichstellung zwischen den Geschlech-
tern hergestellt sein wird. Die Fakten liegen
mit diesem Bericht nun auf der Hand, ich
setze mich mit aller Kraft dafür ein, dass wir
die Verhältnisse in den kommenden Jahren
zum Besseren verändern!

Ihre,

Mag.a Elisabeth Grossmann
Landesrätin für Jugend, 
Frauen, Familie und Bildung
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2010 ist das Jahr zur Bekämpfung von Ar-
mut und sozialer Ausgrenzung1. Es gibt un-
terschiedliche Ursachen, warum Menschen
in die Armutsfalle geraten, die Erwerbstä-
tigkeit und das dadurch erzielte Einkommen
spielen jedoch eine wesentliche Rolle. Im
zweiten Teilbericht des Ersten Steirischen
Frauenberichts „Frauen und Erwerbsleben“

wurde bereits die Benachteiligung von
Frauen auf dem Arbeitsmarkt beschrieben.
Nun soll der Frage nachgegangen werden,
ob und inwiefern sich das niedrige Einkom-
men der Frauen auf die Armutsgefährdung
auswirkt, und welche weiteren Zusammen-
hänge zwischen Armut und Geschlecht be-
stehen.

Armut ist in erster Linie gekennzeichnet
durch den Mangel an lebenswichtigen Res-
sourcen wie Nahrung, Kleidung und Wohn-
raum. Inwieweit Personen und Haushalte
gefährdet sind, in eine derartige Notlage zu
geraten, wird an der Einkommenssituation
gemessen. Die Armutsgefährdungsschwel-
le liegt nach der Eurostat-Definition bei 60%
des Medianeinkommens des jeweiligen
Landes. In Österreich lag die Armutsge-
fährdungsschwelle eines Ein-Personen-
Haushaltes2 im Jahr 2008 bei 951 Euro im
Monat.3 2008 verfügten bundesweit 12,4%
und in der Steiermark etwa 11,9% der Be-
völkerung monatlich über weniger als 951
Euro und galten demnach als armutsgefähr-
det.4 Ein Blick auf die Geschlechtervertei-
lung zeigt, dass Frauen stärker von Armut
betroffen sind als Männer: Im erwerbsfähi-
gen Alter sind 12% der Österreicherinnen,
aber nur 10% der männlichen Bevölkerung

armutsgefährdet und unter den Pensioni-
stInnen sind 17% der Frauen und 12% der
Männer betroffen.5 Dieses Bild spiegelt sich
auch in der Steiermark wider, wo insge-
samt 13% der Frauen (oder 79.000) im Ver-
gleich zu 10% der männlichen Bevölke-
rung (oder 57.000) armutsgefährdet sind.
Frauen über 65 Jahren haben zudem mit
20% ein mehr als doppelt so hohes Armuts-
risiko als Männer der gleichen Altersgruppe
(9%).6 Im Gegensatz zur Armutsgefährdung,
die alleine über das Einkommen definiert
ist, beinhaltet manifeste (oder sichtbare) Ar-
mut zusätzlich die Benachteiligung in zu-
mindest einem zentralen Lebensbereich.
Als manifest arm gelten zum Beispiel Perso-
nen, die ihre Wohnung nicht warm halten
können oder sich notwendige Arztbesuche
nicht leisten können. In Österreich waren
davon 2008 6% der Bevölkerung betroffen.
Weiters spricht man von Deprivation, Ein-
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1 Vgl. Europäisches Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung: http://www.2010gegenarmut.at
/cms/2010GA/RE/ (17.3.2010)

2 2-Personenhaushalt: 1.426 Euro, Familie mit einem Kind: 1.711 Euro, Familie mit 2 Kindern: 1.996 Euro, Alleinerzie-
hend mit einem Kind: 1.236 Euro, Alleinerziehend mit 2 Kindern: 1.521 Euro.

3 Quelle: Statistik Austria im Auftrag des BMASK: Sozialpolitische Studienreihe Band 2. Armutsgefährdung in Öster-
reich. EU-SILC 2008. Eingliederungsindikatoren. Wien 2009, S.IV; und 2010 Europäisches Jahr zur Bekämpfung von
Armut und sozialer Ausgrenzung: Fact Sheet (EU-SILC 2008). http://
www.2010gegenarmut.at/cms/2010GA/RE/2010_jahr.html?channel=CH0851 (6.4.2010)

4 Quelle: Statistik Austria im Auftrag des BMASK: Sozialpolitische Studienreihe Band 2. Armutsgefährdung in Öster-
reich. EU-SILC 2008. Eingliederungsindikatoren. Wien 2009, S.50.

5 Vgl. ÖGB: http://www.fairteilen.at/index.php?option=com_content&view=article&id=53%3Aarmut-ausgrenz
ung&catid=40%3Aarmutszeichen-zahlen-daten-fakten-a-co-&Itemid=27 (6.4.2010)

6 Vgl. Mayer, Martin: Armut und Lebensbedingungen in der Steiermark 2005/ 2006, Steirische Statistiken 5/ 2008.
Graz 2008, S.27.

EINLEITUNG

1. ARMUT UND ARMUTSGEFÄHRDUNG 
11,9% der Bevölkerung in der Steiermark sind von Armut betroffen.



07 Definition Benachteiligung: Deprivierte Personen sind mit mindestens zwei Problemen der folgenden Lebensberei-
che konfrontiert: Wohnqualität (Substandard, Schimmel, dunkle Wohnung, keine Waschmaschine), Wohnungsum-
feld (Lärm, Umweltverschmutzung, Kriminalität), Gesundheit (sehr schlechte Gesundheit, Behinderung, chronische
Krankheit). Oder sie haben mindestens drei Probleme der folgenden Lebensbereiche: Nicht leistbare gewünschte
Konsumgüter (PKW, PC, Internet, Handy, DVD-Spieler, Geschirrspüler) und Grundbedürfnisse abdecken (Wohnung
warm halten, neue Kleidung kaufen, Fleisch, Fisch etc. essen, unerwartete Ausgaben tätigen, Zahlungsrückstände).

08 Vgl. Statistik Austria: Macht Armut einsam? Neue Ergebnisse belegen Zusammenhänge zwischen niedrigem Ein-
kommen, materieller Benachteiligung und sozialer Isolation. Wien 2008.

08 http://www.statistik.at/web_de/dynamic/statistiken/soziales/%20armut_und_soziale_eingliederung/030351
(07.04.2010)

09 Vgl. www.armut.de: Definition von Armut. (22.2.2010)
10 Quelle: Amt der Steiermärkischen Landesregierung (Hg.): Steirischer Sozialbericht 2007/ 2008. Graz 2009, S. 92f.
11 In: Mayer, Martin: Regionale Einkommensstatistiken unselbstständig Beschäftigter 2008. In: Steirische Statistiken

12/2009. Graz 2009, S.18. http://www.verwaltung.steiermark.at /cms/dokumente /10003178 _97617 /56f66388/Pu-
blikation%2012-2009-Internet.pdf (23.02.2010)

kommensarmut und gefühlter Armut. Depri-
vierte Personen werden zwar benachteiligt7,
sind aber nicht armutsgefährdet und als ein-
kommensarm gelten jene, die trotz Armuts-
gefährdung keiner Benachteiligung ausge-
setzt sind.8 Die gefühlte Armut hingegen
basiert auf einem subjektiven Gefühl der
Ausgrenzung und Benachteiligung, die sich
nicht unbedingt durch objektive Kriterien,
wie etwa Einkommen, bestätigen lassen.9

In Österreich und der Steiermark gibt es nun be-
stimmte Bevölkerungsgruppen, die aufgrund ih-
rer Lebensumstände besonders armutsgefähr-
det sind, oder einen großen Teil jener Men-
schen in der Bevölkerung ausmachen, die direkt
von Armut betroffen sind. Neben kinderreichen
Familien, MigrantInnen, gering Qualifizierten
und Personen mit körperlichen, psychischen
und geistigen Beeinträchtigungen10 ist dazu
auch die weibliche Bevölkerung zu zählen.
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Das durchschnittliche Nettoeinkommen in der
Steiermark im Jahr 2008 beträgt 18.436 Euro,
wobei Männer um rund 4.000 Euro mehr und
Frauen um etwa die gleiche Summe weniger
verdienen. Auch österreichweit liegt der ge-
schlechtsspezifische Einkommensunterschied
bei rund 8.000 Euro jährlich, wobei Männer
und Frauen insgesamt ein höheres Einkom-

men beziehen als in der Steiermark. Im Ver-
gleich zu 2007 haben in der Steiermark sowohl
Frauen als auch Männer um 2,9% mehr ver-
dient. In Gesamtösterreich fiel die Einkom-
menssteigerung der Arbeitnehmerinnen hin-
gegen mit 3% höher aus als jene der männli-
chen Bevölkerung (2,7%). Dies ist darauf zu-
rückzuführen, dass mit Ausnahme von Kärnten

Frauen in der Steiermark verdienen monatlich im Durchschnitt 
670 Euro weniger als Männer.

Nettoeinkommen der ArbeitnehmerInnen nach Lohnsteuerstatistik 2008 (in Euro)
Quelle: Statistik Austria 2010, Tafner 2009, Bearbeitung LASTAT Steiermark11

Einkommen netto 2008 Einkommen netto 2007 Veränderung 07/08
Bundesland gesamt Männer Frauen gesamt Männer Frauen gesamt Männer Frauen
Burgenland 19.304 22.994 14.824 18.589 22.136 14.218 3,8% 3,9% 4,3%
Kärnten 18.196 21.885 13.971 17.712 21.241 13.599 2,7% 3,0% 2,7%
Niederösterreich 20.277 24.331 15.553 19.682 23.614 15.020 3,0% 3,0% 3,6%
Oberösterreich 18.990 23.267 13.885 18.453 22.584 13.448 2,9% 3,0% 3,2%
Salzburg 17.961 21.780 13.831 17.523 21.320 13.379 2,5% 2,2% 3,4%
Steiermark 18.436 22.135 14.056 17.950 21.517 13.653 2,7% 2,9% 2,9%
Tirol 17.094 20.898 12.834 16.734 20.462 12.499 2,2% 2,1% 2,7%
Vorarlberg 18.302 22.963 13.011 17.852 22.372 12.641 2,5% 2,6% 2,9%
Wien 20.206 22.966 17.244 19.769 22.498 16.826 2,2% 2,1% 2,5%
Österreich 19.087 22.832 14.806 18.590 22.230 14.371 2,7% 2,7% 3,0%



12 Quelle: Bundeskanzleramt Frauen: http://www.frauen.bka.gv.at/ (25.11.2009)
13 Quelle: Statistik Austria im Auftrag des BMASK: Sozialpolitische Studienreihe Band 2. Armutsgefährdung in Öster-

reich. EU-SILC 2008. Eingliederungsindikatoren. Wien 2009, S.54.

Einen weiteren Hinweis auf die schlechtere
Einkommenssituation der Frauen bietet der
Gender Pay Gap. Wie der Tabelle unten zu
entnehmen ist, verdienen in der Steiermark
Frauen um 37% netto weniger als die Män-
ner und selbst, wenn man nur die Vollzeitbe-
schäftigten betrachtet, gibt es noch immer
eine Differenz von 23% netto. Damit liegt
die Steiermark leicht über dem österreichi-
schen Durchschnitt. Um diesen Unterschied
zu veranschaulichen wird jährlich der Equal

Pay Day berechnet, jener Tag, an dem Män-
ner bereits jenes Einkommen erreicht ha-
ben, dass Frauen erst am Ende des Jahres
erzielen werden. Im Jahr 2009 fiel dieser in
Österreich auf den 27. September und in der
Steiermark auf den 26. September. Auffal-
lend dabei ist auch die Tatsache, dass rund
15% des Einkommensunterschieds nicht
durch objektive Einflussfaktoren erklärt wer-
den können, sondern anscheinend nur auf
das Geschlecht zurückzuführen sind.12

in allen anderen Bundesländern Frauen ein hö-
heres Einkommensplus zu verzeichnen hatten
als Männer und in Salzburg diese Differenz be-
sonders groß war. Trotz dieser Tatsache hat
sich die geschlechtsspezifische Einkommens-

schere weiter vergrößert, nämlich von jährlich
7.859 Euro 2007 auf 8.026 Euro 2008. In der
Steiermark zeigt sich eine ähnliche Entwick-
lung. (Nähere Erläuterungen finden sich auch
im 2.Teilbericht „Frauen und Erwerbsleben“.)
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Frauen verdienen 15% weniger, nur weil sie Frauen sind.

Die Tatsache, dass in der Steiermark der An-
teil der weiblichen Teilzeitbeschäftigten bei
85% liegt und nur 34% der Frauen eine Voll-
zeitstelle inne haben, stellt eine Erklärung
für die große Einkommensdifferenz dar. So-
lange teilzeitbeschäftigte Frauen in einem
Mehrpersonenhaushalt, in der Regel in einer
Familie, leben ist ihre Armutsgefährdung re-
lativ gering. Doch im Falle einer Scheidung
verschlechtert sich ihre Situation zuneh-
mend. Sie müssen sich nicht nur von ihrem

geringen Einkommen selbst erhalten, son-
dern in vielen Fällen als Alleinerzieherinnen
auch für ihre Kinder aufkommen. Dazu ist es
oft schwierig, eine geeignete Kinderbetreu-
ung zu finden und nach langjähriger Teilzeit-
beschäftigung überhaupt die Möglichkeit zu
bekommen, Vollzeit zu arbeiten. Daher gel-
ten in Österreich Ein-Eltern-Haushalte mit
29% nach Personen mit ausländischer
Staatsbürgerschaft (30%) als am stärksten
armutsgefährdet, wie die Grafik unten zeigt.

Ein-Eltern-Haushalte und MigrantInnen haben die höchste 
Armutsgefährdungsquote.

Gender Pay Gap 2008
Quelle: Statistik Austria 2010 

Steiermark Österreich
Berechnungsvarianten brutto netto brutto netto
Einkommen ohne Trennung in Voll- und Teilzeit 41% 37% 39% 35%
Einkommen ganzjährig Vollzeit 26% 23% 25% 22%
Einkommen ganzjährig Teilzeit 23% 19% 21% 17%



14 Quelle: Statistik Austria (Hg.): Einkommen, Arbeit und Lebensbedingungen. Ergebnisse aus SILC-2006. Wien 2008,
S.33. und Statistik Austria (Hg.): Einkommen, Arbeit und Lebensbedingungen. Ergebnisse aus SILC-2007. Wien
2009, S.34.

15 Quelle: Statistik Austria (Hg.): Bildung in Zahlen 2007/2008. Tabellenband. Wien 2009, S. 238.
16 Quelle: Statistik Austria im Auftrag des BMASK: Sozialpolitische Studienreihe Band 2. Armutsgefährdung in Öster-

reich. EU-SILC 2008. Eingliederungsindikatoren. Wien 2009, S.54f.
17 Quelle: Statistik Austria im Auftrag des Bundeskanzleramts – Bundesministerin für Frauen, Medien und öffentlicher

Dienst: Frauen und Männer in Österreich, Statistische Analysen zu geschlechtsspezifischen Unterschieden. Wien
2007, S.101.

Während alleinlebende Pensionisten in der
Tabelle gar nicht aufscheinen, ist rund ein
Viertel der alleinlebenden Frauen mit Pensi-
on armutsgefährdet.13 Die drei eben genann-
ten Bevölkerungsgruppen waren auch in den
letzten Jahren mit Abstand am stärksten von
Armut betroffen, wie die Erhebungen der
Jahre 2006 und 2007 zeigen.14

Eine weitere Bevölkerungsgruppe, die eben-
falls überdurchschnittlich armutsgefährdet
ist und in der Frauen doppelt so stark vertre-
ten sind als Männer, stellen Personen mit
Pflichtschulabschluss als höchster Ausbil-
dung dar. Wie bereits im 3. Teilbericht „Frau-
en und Bildung“ beschrieben wurde, konn-
ten im Jahr 2007 10,8% der steirischen Män-
ner und 22,6% der steirischen Frauen im er-
werbsfähigen Alter lediglich einen Pflicht-
schulabschluss aufweisen.15 Dies hat natür-

lich Auswirkungen auf die Chancen auf dem
Arbeitsmarkt und das Einkommen, welche
wiederum die Armutsgefährdung beeinflus-
sen. Zusammengefasst kann festgehalten
werden, dass neben ausländischen Staats-
bürgerInnen vor allem Alleinlebende bzw. 
Alleinerziehende und Personen mit geringer
Ausbildung vermehrt armutsgefährdet sind.
Aber auch Familien mit vielen Kindern sind
stärker betroffen. Hingegen sind Personen
mit höherer Ausbildung und Mehrpersonen-
haushalte mit maximal zwei Kindern unter-
durchschnittlich oft von Armut betroffen.16

In Familien ist zudem ausschlaggebend, ob
neben den Männern auch die Frauen einer
Beschäftigung nachgehen. Dies kann das
Armutsrisiko etwa bei einer Familie mit 
drei oder mehr Kindern um die Hälfte 
verringern.17
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Armutsgefährdung in % 

Quelle: Statistik Austria 
EU-SILC 2008

Armutsgefährdung nach soziodemografischen Merkmalen

Ausländische Staatsbürgerschaft (nicht EU/EFTA) 
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18 Quelle: Statistik Austria im Auftrag des BMASK: Sozialpolitische Studienreihe Band 2. Armutsgefährdung in Öster-
reich. EU-SILC 2008. Eingliederungsindikatoren. Wien 2009, S.125ff.

19 Personen, die keine österreichische Staatsbürgerschaft haben.
20 Vgl. Mayer, Martin: Die ausländische Wohnbevölkerung in der Steiermark. In: Steirische Statistiken 11/2009. Graz

2009, S.31 ff.
21 Hier sind in erster Linie Personen aus der Türkei und den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens gemeint.
22 Vgl.: Mayer, Martin: Die ausländische Wohnbevölkerung in der Steiermark. In: Steirische Statistiken 11/2009. Graz

2009, S.60.

Im Vergleich zur Armutsgefährdungsquote
(oder Eintrittswahrscheinlichkeit), kann nun
auch die relative Chance dargestellt werden,
mit der die betroffenen Personen der Armut
wieder entkommen können. Dabei lässt sich
folgendes festhalten: Mehrpersonenhaushal-
te ohne Pension haben die besten Chancen
wieder herauszukommen, wenn sie einmal
von Armut betroffen sind. Männer haben ge-
nerell eine etwas bessere Austrittschance
als Frauen und auch für Personen aus Nicht-
EU-/ EFTA-Staaten ist die Wahrscheinlichkeit,
den Bereich der Armutsgefährdung zu verlas-
sen, relativ gering, egal ob sie eingebürgert
wurden oder nicht. Betrachtet man Personen

im erwerbsfähigen Alter, so besitzen alleinle-
bende Frauen ohne Pension (73%) eine gerin-
ge Austrittschance im Vergleich zu anderen
Bevölkerungsgruppen. Haushalte mit Pensi-
on haben jedoch das höchste Risiko in der
Armut zu verbleiben, wobei die relative Aus-
trittschance von Pensionistinnen mit 54% we-
sentlich niedriger ausfällt als jene der männli-
chen Pensionsbezieher, die bei rund 79%
liegt. Mehrpersonenhaushalte mit Pension
besitzen eine Austrittschance von 68%.
Wenn man nun bedenkt, dass Frauen über 65
Jahren auch ein höheres Eintrittsrisiko haben,
ist es nicht verwunderlich, dass sie auch häu-
fig dauerhaft von Armut betroffen sind.18

8

Personen mit Migrationshintergrund (insbe-
sondere aus den Ländern des ehemaligen
Jugoslawien und der Türkei) sind besonders
häufig von Armut bzw. Armutsgefährdung
betroffen. In Österreich lag der Anteil der
Nicht-ÖsterreicherInnen an der Gesamtbe-
völkerung im Jahr 2009 bei 10,4%, in der
Steiermark dagegen bei nur 6,3%, wobei der
Anteil der Frauen bei den klassischen Gast-
arbeiterländern Türkei und Ex-Jugoslawien
mit rund 45% sehr gering ist und sich nur all-
mählich jenem der Männer angleicht.20

Das Median-Äquivalenzeinkommen unter der
gesamten steirischen Wohnbevölkerung be-
trug 2005 pro Kopf 17.551 Euro, wobei die In-
länderInnen mit einem durchschnittlichen
Einkommen von 17.858 Euro wesentlich
mehr verdient haben als ausländische Ar-
beitskräfte. Sie erhielten im Gegensatz dazu

pro Person nur 13.146 Euro und auch einge-
bürgerte SteirerInnen lagen mit 15.470 Euro
ebenfalls weit unter dem durchschnittlichen
Jahreseinkommen der inländischen Bevölke-
rung. Dabei ist jedoch auch zu berücksichti-
gen, dass das Bildungsniveau von Personen
ausländischer Staatsangehörigkeit21, mit Aus-
nahme von Deutschland und anderen EU Na-
tionen, unter jenem der österreichischen Be-
völkerung liegt. So haben nur wenige Migran-
tInnen aus den klassischen Gastarbeiterlän-
dern einen Hochschulabschluss, und der An-
teil jener Personen, die maximal über einen
Pflichtschulabschluss verfügen ist im Ver-
gleich zur österreichischen Bevölkerung
(18%) mit 40% sehr hoch. Besonders Mi-
grantInnen aus der Türkei haben mit fast
80% einen hohen Anteil an Pflichtschulab-
gängerInnen.22 Dadurch üben sie öfter ge-

2. DIE ARMUTSGEFÄHRDUNG BEI AUSGEWÄHLTEN 
BEVÖLKERUNGSGRUPPEN 
MigrantInnen19 verdienen 27% weniger als ÖsterreicherInnen.



23 Vgl.: AMS Steiermark: Arbeitsmarktdaten 2009. http://iambweb.ams.or.at/ambweb/AmbwebServlet?trn=start
(08.04.2010)

24 Vgl.: Mayer, Martin: Die ausländische Wohnbevölkerung in der Steiermark. In: Steirische Statistiken 11/2009. Graz
2009, S.71ff.

25 Quelle: Statistik Austria: Volkszählung 2001. Eigene Berechnungen für: Bundeskanzleramt Frauen: Migrantinnenbe-
richt 2007. Wien 2007, S.33f.

ring qualifizierte Tätigkeiten aus, die ein nied-
rigeres Einkommen zur Folge haben. Aller-
dings geben auch 28,2% der ausländischen
Beschäftigten in der Steiermark an, dass sie
für die ausgeübte Tätigkeit überqualifiziert
sind. Unter der inländischen Bevölkerung be-
trägt dieser Anteil nur 9,8%. Ein wesentlicher
Grund dafür liegt, wie rund zwei Drittel der
MigrantInnen selbst angeben, in den man-
gelnden Deutschkenntnissen. 
Wenn man nun die Einkommen mit jenem
der österreichischen Bevölkerung vergleicht,
zeigt sich, dass der Einkommensunterschied
zwischen ausländischen und inländischen
Männern größer ist als jener der Frauen.
Dies ist in erster Linie dadurch zu erklären,
dass unter den ArbeitnehmerInnen mit ho-
hen Einkommen fast ausschließlich Männer
mit österreichischer Staatbürgerschaft zu
finden sind, die das mittlere Einkommen der
männlichen Bevölkerung nach oben ver-
schieben. Migranten können jedoch so wie
ausländische und inländische Frauen nur sel-
ten in Führungspositionen mit einem ent-

sprechend hohen Gehalt aufsteigen und
sind daher vom männlichen Durchschnitts-
einkommen weiter entfernt als Migrantinnen
von jenem der österreichischen Frauen.
Neben dem Einkommen stellt auch die Ar-
beitslosenquote ein Indikator dar, der auf ei-
ne erhöhte Armutsgefährdung der Migran-
tInnen schließen lässt. In der Steiermark be-
trug die Arbeitslosenquote der MigrantInnen
2008 9,8% (InländerInnen 5,8%) und hat
sich im Jahr 2009 um 1.292 arbeitssuchende
Personen erhöht, was ein Zuwachs von
32,9% bedeutet. Im Gegensatz dazu ist die
Zahl der arbeitslosen SteierInnen im selben
Zeitraum (2008-2009) um 25,9% (oder 6.977
Personen) gestiegen. 
Eine geschlechtsspezifische Betrachtung er-
gibt, dass in diesem Zeitraum wesentlich
mehr Männer als Frauen ihren Job verloren
haben. Der Zuwachs bei den MigrantInnen
betrug 18,6% (Frauen) bzw. 41,6% (Männer),
während bei der inländischen Bevölkerung
15,1% (Frauen) bzw. 34,4% (Männer) zusätz-
lich von Arbeitslosigkeit betroffen waren. 23
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Wenn man nun das Median-Äquivalenzeinkom-
men als Indikator für Armutsgefährdung heran-
zieht, sind in der Steiermark 11,9% der Ge-
samtbevölkerung armutsgefährdet. Während
österreichische StaatsbürgerInnen mit 10% ei-
nen geringeren Wert aufweisen, ist etwa jede/r
dritte AusländerIn aus Nicht-EU/EFTA Staaten
(34%) gefährdet, in die Armut abzurutschen.24

Darüber hinaus verschlechtert sich ihre Situati-
on durch vergleichsweise teuren Wohnraum,
große Haushalte und der Tatsache, dass viele
MigrantInnen ihre Familien in den Heimatlän-
dern finanziell unterstützen müssen. Frauen
ausländischer Herkunft haben zudem oft mit
dem Problem der Überschuldung nach einer
Ehescheidung zu kämpfen. Neben dem gerin-

gen Einkommen sind dafür vor allem Bürg-
schaften verantwortlich, die für den (Ehe)Part-
ner übernommen wurden. Die Tatsache, dass
die Ehefrau bei einer Kreditaufnahme des Man-
nes die Bürgschaft übernimmt ist zwar auch
bei inländischen Familien üblich, tritt aber bei
MigrantInnen häufiger auf und hat aufgrund
der ohnehin höheren Armutsgefährdung weit-
reichende Auswirkungen.25

Bei der Betrachtung des subjektiven Gesund-
heitszustandes sowie bei Einschränkungen
aus finanziellen Motiven, wird die erhöhte Ar-
mutsgefährdung der ausländischen Bevölke-
rung ebenfalls deutlich. Die österreichische
Gesundheitsbefragung aus den Jahren

34% der MigrantInnen in der Steiermark sind armutsgefährdet.



26 Quelle: Statistik Austria: Österreichische Gesundheitsbefragung 2006/ 2007, Hauptergebnisse und methodische
Dokumentation. Wien 2007. In: Mayer, Martin: Die ausländische Wohnbevölkerung in der Steiermark, Steirische
Statistiken 11/2009. Graz 2009, S.73f.

27 Quelle: Statistik Austria: EU-SILC 2004 – Sonderauswertungen zu Haushaltseinkommen, Armutsgefährdung und
Lebensbedingungen in der Steiermark. Wien 2006 B. In: Mayer, Martin: Armut und Lebensbedingungen, Steirische
Statistiken 9/2006. Graz 2006, S.117f.

28 Quelle: Statistik Austria: Volkszählung 2001. Eigene Berechnungen für: Bundeskanzleramt Frauen: Migrantinnenbe-
richt 2007. Wien 2007, S.30f.

2006/2007 ergab, dass 8% der ausländischen
Bevölkerung, aber nur 5% der InländerInnen
ihren Gesundheitszustand als „schlecht“ oder
„sehr schlecht“ einschätzten. Bei Angehörigen
der türkischen und ex-jugoslawischen Bevölke-
rungsgruppe war dieser Wert mit 11% zudem
deutlich höher.26 Noch deutlicher werden die
schwierigen Lebensbedingungen von Perso-
nen mit Migrationshintergrund, wenn man
sich die Abdeckung von Grundbedürfnissen

ansieht. Die Hälfte der ausländischen Bevölke-
rung in der Steiermark kann sich keinen Urlaub
leisten, 43% haben Probleme, wenn unerwar-
tete finanzielle Ausgaben auf sie zukommen
und 28% können sich keine neuen Kleider kau-
fen. Unter den SteirerInnen müssen hingegen
nur 25% auf einen Urlaub verzichten, 17% ha-
ben keine finanziellen Reserven für zusätzliche
Ausgaben und lediglich 6% haben nicht genü-
gend Geld für neue Kleidung.27
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Migrantinnen weisen eine doppelte Benach-
teiligung auf. Sie werden nicht nur als auslän-
dische Arbeitskraft diskriminiert, sondern ha-
ben zusätzlich mit denselben Problemen zu
kämpfen, wie Österreicherinnen. Frauen aus
Ländern der ehemaligen GastarbeiterInnen-
bewegung, insbesondere aus den Ländern
des ehemaligen Jugoslawiens und der Tür-
kei, haben eine schlechtere Schulbildung
und arbeiten daher besonders häufig als
Hilfsarbeiterinnen. So sind mehr als die Hälf-
te aller erwerbstätigen Türkinnen als Hilfsar-
beiterinnen beschäftigt, während „nur“ 46%
ihrer Landsmänner Hilfstätigkeiten ausüben.

Ähnlich verhält es sich bei MigrantInnen aus
Polen und Ex-Jugoslawien. Hier verdienen
17,5% bzw. 38% der Frauen, aber „nur“
13,8% bzw. 28% der Männer ihr Geld mit
Hilfsarbeiten. Zudem weisen Frauen, die im
Ausland geboren wurden, eine höhere Ar-
beitslosenquote auf als Männer. Im Jahr
2009 lag die Quote bei den männlichen Ar-
beitskräften ausländischer Herkunft bei
10,3%, dagegen waren 11,1% der Migrantin-
nen arbeitslos gemeldet. Die Arbeitslosen-
quote der Frauen mit ausländischer Staats-
bürgerschaft ist in den Jahren zwischen 2000
und 2009 besonders stark gestiegen.28

Frauen ausländischer Herkunft sind besonders häufig als Hilfsarbeiterinnen tätig.

Aber nicht nur MigrantInnen, auch Alleinste-
hende sind einem besonders hohen Armuts-
risiko ausgesetzt. Während PensionistInnen
insgesamt mehr finanzielle Einschränkungen
verspüren als Haushalte ohne Pension, sind
in beiden Gruppen Alleinstehende beson-
ders stark betroffen, wie die nachfolgende
Tabelle zeigt. In der Steiermark können sich
41% der alleinlebenden PensionistInnen
keinen Urlaub leisten und haben nicht ge-
nug finanzielle Ressourcen, um unerwartete
Ausgaben zu tätigen. In der Gruppe der al-
leine lebenden Personen im erwerbsfähi-

gen Alter sind es 46%, die diese Einschrän-
kungen hinnehmen müssen. Sie sind nach
diesen Gesichtspunkten am stärksten ar-
mutsgefährdet. Zudem können es sich 14%
von ihnen nicht leisten, jeden zweiten Tag
Fleisch oder Fisch zu essen. Insgesamt sind
jedoch mit 12% gegenüber 10% auch hier
Haushalte mit Pension stärker betroffen.
Mehrpersonenhaushalte ohne Kinder haben
dagegen am wenigsten finanzielle Einbußen
zu verzeichnen. Lediglich 19% von ihnen ge-
ben an, sich keinen Urlaub leisten bzw. uner-
wartete Ausgaben tätigen zu können.

Alleinstehende sind besonders stark von Armut betroffen.



29 Quelle: Quelle: Statistik Austria: EU-SILC 2006 – Sonderauswertungen zu Haushaltseinkommen. Armutsgefähr-
dung und Lebensbedingungen in der Steiermark. Wien 2007. Und: Kern, S. und Tafner, G.: Familien in der Steier-
mark. Stand Volkszählung 2001 und Entwicklung 1971-2050. In: Steirische Statistiken 4/2007. Graz 2007. In: Mayer,
Martin: Armut und Lebensbedingungen in der Steiermark 2005/ 2006, Steirische Statistiken 5/ 2008. Graz 2008, S.
134.

30 Quelle: Statistik Austria im Auftrag des BMASK: Sozialpolitische Studienreihe Band 2. Armutsgefährdung in Öster-
reich. EU-SILC 2008. Eingliederungsindikatoren. Wien 2009, S.69.

31 Vgl.: Mayer, Martin: Armut und Lebensbedingungen in der Steiermark 2005/ 2006, Steirische Statistiken 5/ 2008.
Graz 2008, S. 131ff. 11

Wenn man nun die hohe Zahl an alleinste-
henden Personen betrachtet, die beson-
ders armutsgefährdet sind, ist es nicht ver-
wunderlich, dass auch AlleinerzieherInnen
oft an der Armutsgrenze leben. In der Stei-
ermark waren 2006 13% aller Familien Ein-
Eltern-Haushalte, wobei der Anteil der al-
leinerziehenden Mütter davon 84% aus-
machte und nur 16% männliche Alleinerzie-
her registriert wurden.29 Die besonderen
Umstände der Vereinbarkeit beruflicher Tä-
tigkeit mit den Kinderbetreuungspflichten
wirken sich oft negativ auf den Verdienst
der Betroffenen aus. Dazu kommen die zu-
sätzliche Betreuungsausgaben und das
Fehlen des Partnereinkommens, die letzt-
endlich zur erhöhten Armutsgefährdung
dieser Bevölkerungsgruppe beitragen. In

Gesamtösterreich waren im Jahr 2008 29%
aller Ein-Eltern-Haushalte armutsgefähr-
det.30 Eine genauere Betrachtung ergibt,
dass 23% der Familien mit nur einem El-
ternteil depriviert sind, rund 12% als ein-
kommensarm gelten und 15% unter die Ka-
tegorie „manifest arm“ fallen. Das bedeu-
tet, dass nur etwa die Hälfte aller Alleiner-
zieherInnen nicht von Armut betroffen ist.
Wenn man nun an die große Anzahl allein-
erziehender Mütter denkt, wird deutlich,
dass es sich hier um ein frauenspezifi-
sches Problem handelt.31

Auch wenn sich diese Daten auf Österreich
beziehen, kann davon ausgegangen wer-
den, dass sich die Lage in der Steiermark
nicht wesentlich von jener in Österreich un-
terscheidet. 

Ein Drittel aller AlleinerzieherInnen sind armutsgefährdet.

Finanziell bedingte Einschränkungen bei Grundbedürfnissen nach soziodemographischen Merkmalen in der Steiermark
Quelle: Statistik Austria 2007

Urlaub zu 
unerwartete jeden 2. Tag 

…% können sich nicht leisten Ausgaben zu Fleisch/Fisch zu machen
tätigen essen 

insgesamt 29 26 10
Haushalte mit Pension insgesamt 33 33 12
Alleinstehend 41 41 13
Mehrpersonenhaushalte 29 28 12
Haushalte ohne Pension 
insgesamt 25 25 10
Alleinstehend 46 46 14
Mehrpersonenhaushalte 
ohne Kinder 19 19 11
Mehrpersonenhaushalte mit Kinder 24 24 9



32 Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger (Hg.): Die österreichische Sozialversicherung
in Zahlen, 23.Ausgabe: August 2009. Wien 2009. S.21. http://www.sozialversicherung.at/mediaDB/561595_Sozial-
versicherung_in_Zahlen_Ausgabe23_August_2009.pdf (2.3.2010)

33 Quelle: www.austrianlaw.at (4.3.2010)
34 Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger: Die österreichische Sozialversicherung in

Zahlen, 23.Ausgabe: August 2009, S.22.12

Das erhöhte Armutsrisiko bei Pensionistinnen
resultiert in erster Linie aus dem geringen Pen-
sionseinkommen, das im Rahmen der Alters-
pension bei Frauen im Jahr 200832 durch-
schnittlich 842 Euro betragen hat. Im Gegen-
satz dazu verfügen Männer über 1.419 Euro im
Monat. Diese Tendenz zeigt sich bei allen Versi-
cherungsträgern, wie der Tabelle unten zu ent-
nehmen ist. Männliche Pensionisten bekom-
men demnach im Durchschnitt rund 577 Euro
mehr, wobei die Diskrepanz bei den Angestell-
ten mit 766 Euro am größten und bei Arbeite-
rInnen mit 452 Euro am geringsten ausfällt. Das
bedeutet, je höher die Durchschnittspension,

desto höher die geschlechtsspezifischen Un-
terschiede. Dies gilt auch für Pensionen aus
dem Versicherungsfall der geminderten Ar-
beitsfähigkeit. Hier fallen aufgrund der geringe-
ren Pensionshöhe auch die Unterschiede zwi-
schen den Geschlechtern weniger hoch aus. 
Wenn man die Pensionsbeträge mit der zuvor
genannten Armutsgefährdungsschwelle in
Österreich von 951 Euro vergleicht, wird
schnell klar, in welcher prekären Situation sich
insbesondere Frauen befinden. Da Pensioni-
stinnen aufgrund der höheren Lebenserwar-
tung zudem öfter alleine leben, erschwert sich
ihre Situation.

Männer bekommen in der Pension monatlich 577 Euro mehr als Frauen.

PensionistInnen in Österreich haben einen An-
spruch auf eine Ausgleichszulage, wenn ihre
Pension inklusive sonstiger Einkommen einen
bestimmten Richtsatz nicht erreicht. Dieser
Richtsatz lag im Jahr 2008 bei 772 Euro.33 In die-
sem Jahr lag der Anteil der Ausgleichszulagen
am Pensionsstand in der Steiermark bei 17,6%
und wies damit nach Kärnten den zweithöch-
sten Wert auf. Demnach bezog jede/r 6. Pen-
sionistIn in der Steiermark eine Augleichszu-

lage von durchschnittlich 285 Euro. In Öster-
reich dagegen erhält nur jede/r 9. eine Zulage,
die mit durchschnittlich 277 Euro auch geringer
ausfällt. Der Anteil der Frauen unter den Aus-
gleichszulagenbezieherInnen ist mit rund 70%
erwartungsgemäß sehr hoch.34

Die Gründe dafür, dass Frauen niedrige Pen-
sionen erhalten und in Folge stärker von Al-
tersarmut betroffen sind, lassen sich neben

70% der AusgleichszulagenbezieherInnen sind Frauen.

Durchschnittspensionen nach dem Geschlecht in Euro in Österreich 2008
Quelle: Handbuch der österreichischen Sozialversicherung 2009 

Pensionen aus dem Versicherungsfall
Pensionsversicherungsträger des Alters der geminderten Arbeitsfähigkeit

Männer Frauen Männer Frauen
PV insgesamt 1.419 842 1.113 631
PVA - Arbeiter 1.055 603 1.017 585
PVA - Angestellte 1.845 1.079 1.463 829
VAEB - Eisenbahnen 1.477 884 1.168 701
VAEB - Bergbau 1.766 1.151 1.350 922
SVA d. gew. Wirtschaft 1.558 979 1.173 670
SVA der Bauern 1.019 527 951 453



35 Quelle: Mayer, Martin: Armut und Lebensbedingungen in der Steiermark 2005/ 2006. In: Steirische Statistiken
5/2008, S.109ff.

36 Vgl. Büro für Frauenfragen und Gleichbehandlung des Landes Salzburg und Frauenbüro der Stadt Salzburg (Hg.):
Frauenarmutsbericht 2002. Salzburg 2002, S.42. 
http://www.stadt-salzburg.at/pdf/frauenarmutsbericht_2002.pdf (23.2.2010)
Und: Ö1 ORF. http://oe1.orf.at/108614.html (10.03.2010)

37 Quelle: Statistik Austria (Hg.): Einkommen, Arbeit und Lebensbedingungen. Ergebnisse aus SILC-2006. Wien 2008,
S.133. In: Mayer, Martin: Armut und Lebensbedingungen in der Steiermark 2005/ 2006, Steirische Statistiken 5/
2008. Graz 2008. Bearbeitung LASTAT, S.61.

38 Vgl. Mayer, Martin: Armut und Lebensbedingungen in der Steiermark 2005/ 2006. In: Steirische Statistiken 5/ 2008.
Graz 2008, S.66.

dem geringen Einkommen in den Unregelmä-
ßigkeiten während des Erwerbslebens fin-
den. Die hohe Zahl an Teilzeitbeschäftigten
und Arbeitsunterbrechungen aufgrund der
Betreuung von Kindern und Pflegebedürfti-
gen spielen hier eine wesentliche Rolle. So-
lange Frauen in Partnerschaft leben und der

Mann eine ausreichende Pension bezieht, ist
auch die Situation der Frauen trotz niedriger
Pension weitgehend gesichert. Problema-
tisch wird es insbesondere für geschiedene
Frauen, wenn sie lange Zeit nicht erwerbstä-
tig waren oder als Zuverdienerin in der Fami-
lie ein geringes Gehalt bezogen haben.35

Die subjektive Lebenszufriedenheit und der
in der Gruppe der MigrantInnen bereits er-
wähnte allgemeine Gesundheitszustand las-
sen weitere Rückschlüsse auf die Armutssi-
tuation einzelner Bevölkerungsgruppen zu.
Gesundheit meint dabei nicht alleine das
Fehlen von Krankheit, sondern schließt das
körperliche, geistige und soziale Wohlbefin-
den mit ein.36 In der Steiermark schätzen
rund 81% der Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter ihren Gesundheitszustand als gut
oder sehr gut ein. Damit entsprechen sie
dem österreichischen Durchschnitt, der bei
80% liegt. Geschlechtsspezifische Unter-
schiede lassen sich nicht erkennen. Ledig-
lich Haushalte mit einer weiblichen Haupt-
verdienerin, Alleinstehende sowie Frauen
und Männer der Altersgruppe 40-64 bewer-
ten ihre Gesundheit tendenziell schlechter
als die übrigen Bevölkerungsgruppen. Einen
subjektiv schlechten Gesundheitszustand
haben zudem MigrantInnen und Personen
mit niedrigem Bildungsniveau.37

Ein Unterschied ist allerdings in der Alter-
gruppe der über 65-jährigen zu finden. Hier
geben mehr SteirerInnen (26%, im Vergleich

zu 22% in Gesamtösterreich) an, dass ihr
Gesundheitszustand schlecht oder sehr
schlecht ist. Dabei ist auffallend, dass Pen-
sionisten ihren Gesundheitszustand besser
einschätzen als Frauen der gleichen Alters-
gruppe. Demnach sind 39% der Männer,
aber nur 33% der Frauen dieser Altersgrup-
pe von guter Gesundheit und 20% im Ver-
gleich zu 29% geben an, einen schlechten
Gesundheitszustand zu haben. Eine Erklä-
rung dafür kann natürlich in der höheren Le-
benserwartung der Frauen und den damit zu-
sammenhängenden altersbedingten Be-
schwerden liegen.38 Wenn man jedoch den
Gesundheitszustand jener Bevölkerungs-
gruppen zusammennimmt, die über ein ge-
ringes Einkommen verfügen und aufgrund
unterschiedlicher Indikatoren als armutsge-
fährdet gelten, lässt sich ein Zusammen-
hang erkennen: Neben den Pensionistinnen
schätzen auch Alleinstehende, MigrantIn-
nen, Personen mit einem niedrigen Schulab-
schluss sowie Haushalte mit einer weibli-
chen Hauptverdienerin ihren Gesundheitszu-
stand schlechter ein als Angehörige anderer
Bevölkerungsgruppen.
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Armut macht krank.



39 Stand 2008.
40 Definition Working Poor: Alle armutsgefährdeten Personen, die im Erwerbsalter (20-64 Jahre), die im Verlauf des

Referenzjahres zumindest ein Monat Voll- oder Teilzeit erwerbstätig waren. Personen, die mehr als 6 Monate ar-
beitslos waren, werden jedoch nicht dazugezählt.

41 Quelle: Statistik Austria im Auftrag des BMASK: Sozialpolitische Studienreihe Band 2. Armutsgefährdung in Öster-
reich. EU-SILC 2008. Eingliederungsindikatoren. Wien 2009. In: ÖGB Frauen: Handout zum Pressefrühstück mit Pa-
tricia Berger, am 5.März 2010. Vorstellung der Kampagne „Ich will’s fair“ verbunden mit Forderungen der ÖGB-Frau-
en zum Internationalen Frauentag 2010. S.1.

42 Vgl.: Muckenhuber, Johanna: Arm trotz Arbeit. Working Poor und Prekariat. In: Verein ERfA (Hg.): Die Armut und
die Kommune: Am Beispiel Graz. Grazer Sozialpolitische Hefte, Band 1. Graz, Jänner 2010, S45ff.

43 Quelle: Österreichischer Gewerkschaftsbund: http://www.oegb.at/servlet/ContentServer?pagename=OEGBZ/Pa-
ge/OEGBZ_Index&n=OEGBZ_3.6.a#

44 Quelle: ebd. 14

Wenn von Armut oder Armutsgefährdung in
Österreich gesprochen wird, denkt man in er-
ster Linie an jene Bevölkerungsgruppen, die
oben bereits erwähnt wurden: PensionistIn-
nen, AlleinerzieherInnen, MigrantInnen oder
Arbeitslose. Die Entwicklung in unserer Ge-
sellschaft zeigt aber auch, dass immer mehr
erwerbstätige Personen ein monatliches
Einkommen beziehen, das unter der Ar-
mutsschwelle von 951 Euro39 liegt. Diese
Gruppe wird auch als Working Poor40 bezeich-
net und umfasst in Österreich rund 247.000
Personen41. Dabei sind es neben fix ange-
stellten ArbeitnehmerInnen vor allem atypi-
sche Arbeitsverhältnisse, die eine Armutsge-
fährdung mit sich bringen. Diese zeichnen
sich in erster Linie durch ein geringes
und/oder unregelmäßiges Einkommen sowie
zeitliche Befristung aus, die eine Unsicher-
heit in der Lebensplanung zur Folge hat.42

Die atypische Beschäftigung kann grundsätz-
lich in folgende Gruppen unterteilt werden43:

Teilzeit- und geringfügig Beschäftigte:
Hier liegt die wöchentliche Arbeitszeit un-
ter der gesetzlichen Normalarbeitszeit. In
dieser Gruppe sind auch besonders viele
Frauen zu finden.
Beschäftigte in befristeten Arbeitsverhält-
nissen und LeiharbeiterInnen. Zu dieser
Gruppe zählen vor allem SaisonarbeiterIn-
nen, etwa aus dem Gast- und Baugewer-
be, und Personen mit niedrigem Bil-
dungsniveau. 
Neue Selbstständige - Freie Dienstneh-
merInnen und WerkvertragsnehmerIn-
nen: Diese Gruppe zeichnet sich in erster

Linie dadurch aus, dass sie sich verpflich-
ten eine Leistung oder ein Resultat in ei-
ner bestimmten Zeit zu erbringen. Daher
sind die Verträge meist befristet. Sie kön-
nen sich die Zeit frei einteilen und sind
nicht weisungsgebunden.

Personen in atypischen Arbeitsverhältnissen
(siehe auch 2.Teilbericht „Frauen und Er-
werbsleben“) sind einer besonderen Armuts-
gefährdung ausgesetzt. Problematisch ist
dabei nicht nur die mit einer Befristung ein-
hergehenden Unsicherheiten, sondern auch
der oft verminderte sozialrechtliche Schutz
(insbesondere die fehlende Arbeitslosenver-
sicherung).44 Die Zahlen für Österreich und
die Steiermark zeigen jedoch, dass auch im-
mer mehr ganzjährig Vollzeitbeschäftigte
den Working Poor zuzurechnen sind. Laut ei-
ner Erhebung der Statistik Austria aus dem
Jahr 2008 sind mehr als die Hälfte der ar-
mutsgefährdeten Erwerbstätigen in Öster-
reich vollzeitbeschäftigt, während der Anteil
der Teilzeitbeschäftigten „nur“ 21% aus-
macht. Nachdem besonders viele Frauen in
Teilzeit arbeiten, ist es in der Folge auch
nicht verwunderlich, dass sich mit 53%
mehr Männer als Frauen (47%) unter den
Working Poor befinden.
In der Steiermark gelten 9,6% der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter als armutsge-
fährdet. Davon ist rund ein Drittel erwerbs-
tätig. Insgesamt sind 5% der erwerbstäti-
gen SteirerInnen armutsgefährdet, wobei
Haushalte mit einer weiblichen Hauptver-
dienerin besonders betroffen sind. Sie ha-

3. WORKING POOR, ARBEITSLOSIGKEIT UND SOZIALHILFE
Erwerbstätigkeit schützt vor Armut nicht.
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48 Quelle: AMS Österreich: Arbeitsmarktlage 2008. Wien 2009, S.36. http://www.ams.at/_docs/001_jb08.pdf

(12.04.2010)

ben mit 22% eine fast dreimal so hohe Ar-
mutsgefährdungsquote wie Haushalte mit
einem männlichen Hauptverdiener (8%).
Ebenfalls stärker von Armut betroffen sind
Haushalte mit teilweiser Erwerbstätigkeit
(13%) im Gegensatz zu jenen, in denen je-
des Haushaltsmitglied erwerbstätig ist
(2%). Doch auch wenn letztgenannte einen
geringen Anteil an den armutsgefährdeten

Personen in der Steiermark ausmachen, ist
die Zahl mit 11.000 immer noch sehr hoch.45

So verdienen etwa ArbeitnehmerInnen in
der Textil-, Leder- und Nahrungsmittelindu-
strie, FriseurInnen und FloristInnen häufig
weniger als € 951,– und gehören zu den
Working Poor. Dies zeigt, dass Erwerbstätig-
keit alleine kein Garant dafür ist, der Armut
zu entkommen.

15

In Österreich sind die Sozialleistungen in er-
ster Linie vom Erwerbseinkommen abhängig
und beruhen darauf, den Lebensstandard zu
wahren. Sie sind zudem an einer männlichen
Normalbiografie orientiert, die eine durchge-
hende Vollzeitbeschäftigung zur Grundlage
hat. Damit werden die bereits erwähnten Un-
gleichheiten in das Sozialsystem transferiert
und sogar noch verstärkt. Frauen sind dabei
nicht nur durch ihr niedrigeres Einkommen
und erhöhte Teilzeitbeschäftigung, sondern
auch durch diverse Auszeiten aufgrund der
Betreuung und Pflege von Kindern und Ange-
hörigen, benachteiligt. Leistungen wie Eigen-
pension oder Arbeitslosengeld fallen daher
so gering aus, dass sie nicht zur sozialen Ab-
sicherung ausreichen und eine erhöhte Ar-
mutsgefährdung zur Folge haben. Die Be-
darfsorientierte Mindestsicherung soll hier
Abhilfe schaffen und die Betroffenen vor einer
verstärkten Armutsgefährdung bewahren.
Wenn Frauen in der Familie Versorgungsar-
beiten übernehmen, können sie zwar finan-
zielle Zuschüsse wie Familienbeihilfe, Kinder-
geld oder Pflegegeld beziehen, jedoch wird
dadurch nur ein Teil der zusätzlichen Ausga-
ben abgedeckt. Dies stellt für jene Frauen, die
mit ihren (Ehe)Partnern in einem Haushalt le-
ben und durch deren Einkommen abgesichert

sind, zumindest nach außen hin kein großes
Problem dar. Im Fall einer Scheidung oder bei
Ableben des Ehegatten können jedoch große
Schwierigkeiten entstehen. Nicht umsonst
gehören Witwen und Alleinerzieherinnen zu
jenen Bevölkerungsgruppen, die besonders
stark von Armut betroffen sind.46

Ein spezifisches Problem stellt die Arbeitslosig-
keit dar. Die Arbeitslosenquote der Steirerinnen
liegt zwar seit Jahren unter jener der Steirer, da-
bei müssen aber folgende Aspekte berücksich-
tigt werden: Frauen sind vor allem im Dienstlei-
stungssektor beschäftigt, der nicht unmittelbar
von der Rezession betroffen ist. Dagegen rea-
gieren typische Männerbranchen, wie etwa
das Baugewerbe, schneller auf wirtschaftliche
Veränderungen. Zudem ist hier auch die saison-
bedingte Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen.
Eine bereinigte Statistik der Arbeiterkammer
aus dem Jahr 2005 zeigt, dass in punkto Ar-
beitslosigkeit kaum Unterschiede zwischen
Männern und Frauen zu erkennen sind.47

Aber auch, wenn gleich viele Männer wie
Frauen Arbeitslosengeld beziehen, trifft es
Frauen aufgrund ihres niedrigeren Erwerbs-
einkommens härter. Im Jahr 2008 bekamen
Frauen einen Tagsatz von 22,7 Euro und da-
mit um durchschnittlich 4,8 Euro weniger
als Männer (27,5 Euro).48

Die Koppelung von Sozialleistungen an das Erwerbseinkommen 
benachteiligt Frauen.



49 Quelle: AMS Österreich. In: http://www.gruene.at/frauen/artikel/lesen/56659/ (15.03.2010)
50 Quelle: http://www.gruene.at/frauen/artikel/lesen/56659/ (15.03.2010)16

Die Tatsache, dass die Betroffenen trotz jah-
relanger Beitragszahlungen keinen Anspruch
auf eine Notstandshilfe haben, stößt vielfach
auf Unverständnis. Darüber hinaus birgt die
Abhängigkeit vom Lebensgefährten oder
der Lebensgefährtin, die wie erwähnt nicht
unbedingt zum Unterhalt verpflichtet sind,
eine gewisse Unsicherheit. 
Die folgenden Beispiele zeigen die prekäre
Situation, in denen sich Betroffene wieder-
finden:
Fallbeispiel A:

Es wird von einer Familie mit einem Kind un-
ter 10 Jahren ausgegangen, in der sowohl

der Vater als auch die Mutter erwerbstätig
sind und jeweils durchschnittliche Einkom-
men des Jahres 2008 (Vater 1.481 Euro net-
to, Mutter 1.035 Euro netto) verdienen.
Wenn nun die Frau arbeitslos wird, bekommt
sie 753 Euro Arbeitslosenunterstützung, und
nach Ende des Bezuges hat sie einen theore-
tischen Anspruch auf 716 Euro. Nachdem
insgesamt 753,5 Euro für den Ehemann und
das Kind vom Nettoeinkommen des Mannes
(1.481 Euro) abgezogen werden, verbleiben
etwa 728 Euro. Diese werden nun vom An-
spruch der Frau auf Notstandshilfe abgezo-
gen. Da dieser Betrag jedoch höher ist als

Aber nicht nur die niedrigeren Tagsätze der
Arbeitslosenhilfe benachteiligen Frauen und
erhöhen deren Armutsgefährdung. Nach der
Arbeitslosenunterstützung, die meist nach
einigen Monaten endet, kann um Notstands-
hilfe angesucht werden. Diese macht rund
95% des Arbeitslosengeldes aus. Da sich der
Betrag der Notstandshilfe nach dem Arbeits-
losengeld richtet, ist auch hier der Tagsatz
der Frauen geringer als jener der Männer. Im
Jahr 2008 bekamen demnach Frauen im
Durchschnitt monatlich 513 Euro und Män-
ner 642 Euro.49 Allerdings wird bei der Be-
rechnung das Einkommen des Ehepartners
oder Lebensgefährten mit eingerechnet.
Dies kann dazu führen, dass die Notstand-
hilfe gekürzt oder gar nicht ausbezahlt
wird. Die nachfolgenden Zahlen zeigen, dass

davon in erster Linie Frauen betroffen sind,
die dann über kein eigenes Einkommen ver-
fügen und vom Partner abhängig sind. 
Im Jahr 2009 gab es insgesamt um knapp
40.000 Anträge auf Notstandshilfe mehr als
noch 2008 und auch der Anteil der Ableh-
nungen ist von 5,3% auf 5,6% gestiegen.
Frauen stellen zwar nur 40% der Anträge, je-
doch wird etwa jeder zwölfte davon abge-
lehnt. Das bedeutet, dass 84% der Ableh-
nungen Frauen treffen. Selbst wenn es zu
keiner Ablehnung kommt, müssen sie auf-
grund der Anrechnung des Partnereinkom-
mens zumindest mit einer Kürzung des Be-
trages rechnen. Dabei wird auch dann das
Einkommen mit einbezogen, wenn gar keine
gesetzliche Unterhaltspflicht gegenüber
dem/der PartnerIn besteht.50

Der Antrag auf Notstandshilfe jeder zwölften Frau wird abgelehnt.

Ablehnung der Notstandshilfe mangels Notlage in Österreich 
Quelle: Arbeitsmarktservice

Notstandshilfe- Ablehnung Notstandshilfe- Ablehnung
bewilligungen mangels in Prozent bewilligungen mangels in Prozent

2009 Notlage 2008 Notlage
Frauen 98.579 12.065 12 88.076 9.971 11
Männer 159.163 2.329 1,4 129.934 1.682 1,3
insgesamt 257.742 14.394 5,6 218.010 11.653 5,1
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51 Quelle: http://www.gruene.at/frauen/artikel/lesen/56659/ (15.03.2010)
52 Quelle: http://www.gruene.at/frauen/artikel/lesen/56659/ (15.03.2010)
53 Quelle: CeiberWeiber – Frauen Onlinemagazin: http://www.ceiberweiber.at/index.php ?p=news&area=1&

newsid=404 (12.01.2010)
54 Quelle: FA11A Rechnungsabschlüsse Sozialhilfe 2002-2008. In: Amt der Steiermärkischen Landesregierung (Hg.):

Steirischer Sozialbericht 2007/ 2008. Graz 2009. S.251.
55 Diese Zahlen beziehen sich auf die Gruppe der Allein-, Haupt- und Mitunterstützte.
56 Für das Burgenland sind keine und für Vorarlberg nur teilweise geschlechtsspezifischen Daten vorliegend.
57 Quelle: Statistik Austria: Sozialhilfestatistik 2007. Wien 2009.

der Anspruch, erhält die Frau keine Not-
standshilfe. Für die Familie bedeutet dies ei-
ne Kürzung des Familieneinkommens von ur-
sprünglich 2.516 Euro (vor der Arbeitslosig-
keit der Frau), auf 2.204 Euro (bei Bezug des
Arbeitslosengeldes der Frau) und schließlich
auf 1.481 Euro (nach dem Ende der Arbeits-
losenunterstützung). Das entspricht einer
Kürzung von etwa 60% des Haushaltsein-
kommens innerhalb weniger Monate.51

Fallbeispiel B:

Eine alleinerziehende Mutter einer 6-jährigen
lebt mit ihrem Lebensgefährten, der nicht der
Vater des Kindes ist, in dessen Wohnung, da
sie sich keine eigene Wohnung leisten kann.
Sie schuldet ihm zudem rund 5.000 Euro. Mit
dem Einkommen des Lebensgefährten wer-
den in erster Linie die Wohnung samt Neben-

kosten sowie das Auto und die Versicherung
bezahlt. Nach dem Ende des Arbeitslosengel-
des bekommt die Frau nur mehr 175 Euro im
Monat, da das Einkommen des Lebensge-
fährten mit ihrer Notstandshilfe gegen ge-
rechnet wird. Von diesem Geld muss sie nun
Lebensmittel und Kleidung für einen Drei-
Personen-Haushalt besorgen. Dazu kommt,
dass ihr Freund gesetzlich nicht verpflichtet
ist, für sie und ihre Tochter zu sorgen. Da sie
aufgrund mangelnder Kinderbetreuungs-
möglichkeiten vor Ort in ihrer Arbeitssuche
eingeschränkt ist und keine Arbeit finden
kann, ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich ih-
re finanzielle Situation in absehbarer Zeit ver-
bessert, äußerst gering. Damit sind sie und
ihre Familie nicht nur stark armutsgefährdet,
aufgrund ihrer Schulden droht sie in manife-
ste Armut abzurutschen.52

Neben der Zunahme der Beschäftigten in
atypischen Arbeitsverhältnissen und der
Working Poor, ist auch die Zahl der Sozial-
hilfeempfängerInnen in den letzten Jahren
gestiegen. In Graz wurde im Jahr 2008 ein
Anstieg von mehr als 70% verzeichnet. Da-
bei sind es nicht nur einzelne Personen, son-
dern ganze Familien und Haushalte, die auf
diese Zahlungen angewiesen sind. Während
die Zahl langfristiger Unterstützungen zuge-
nommen hat, wurden um 17% weniger Per-
sonen registriert, die nur fallweise um Sozi-
alhilfe ansuchen.53 Der steigende Bedarf

spiegelt sich auch in den steigenden Sozial-
hilfeausgaben der letzten Jahre wider. Im
Jahr 2002 wurde in der Steiermark
192.035.215 Euro ausbezahlt, 2008 waren es
bereits 292.895.348 Euro.54 Interessant ist
dabei eine geschlechtsspezifische Betrach-
tung aus dem Jahr 200755: Während in Ge-
samtösterreich, wie auch in allen anderen
Bundesländern56, mehr Frauen als Männer
Sozialhilfe beziehen, ist dies in der Steier-
mark genau umgekehrt. Hier stehen 6.326
(oder 56%) männliche Bezieher 4.998 (oder
44%) weiblichen Bezieherinnen gegenüber.57

In Österreich beziehen Frauen häufiger Sozialhilfe als Männer.
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Armut resultiert in den meisten Fällen aus
der Einkommensarmut und trifft in erster
Linie Personen mit einem geringen Ausbil-
dungsniveau, kinderreiche Familien, Allein-
erzieherInnen sowie MigrantInnen. Beson-
ders gefährdet sind zudem Langzeitarbeits-
lose, atypische Beschäftigte und RentnerIn-
nen mit einer Mindestpension. Betrachtet
man all diese armutsgefährdeten Bevölke-
rungsgruppen, so ist festzuhalten, dass je-
weils Frauen am stärksten betroffen sind,
da sie aufgrund des nach wie vor niedrige-
ren Durchschnittseinkommen benachteiligt
sind. Man kann also sagen: Armut ist weib-
lich. Fast jede siebente Österreicherin ver-
fügt über ein Einkommen unter der Armuts-
gefährdungsschwelle, aber nur jeder neunte
Mann. Ob Alleinerzieherinnen oder Haushal-
te mit einer weiblichen Hauptverdienerin,
Frauen leben tendenziell öfter an der Ar-
mutsgrenze als Männer. Aufgrund ihres ge-
ringeren Einkommens und Betreuungsauf-
gaben in der Familie erhalten sie auch weni-
ger Arbeitslosenunterstützung und eine
niedrigere Pension. Frauen mit Migrations-
hintergrund haben zudem mit der Tatsache
zu kämpfen, wegen ihrer Herkunft und ihres
Geschlechts in zweifacher Hinsicht diskrimi-
niert zu werden.
Erwerbstätigkeit verringert das Risiko zu
verarmen. Atypische Beschäftigungsverhält-
nisse, steigende Lebenserhaltungskosten
und wachsende Einkommensunterschiede
zwischen den Geschlechtern tragen jedoch
dazu bei, dass auch immer mehr erwerbstä-
tige Personen an der Armutsgrenze leben
müssen. In vielen Familien ist die Erwerbstä-
tigkeit der Frau unabdinglich, um nicht in die
Armutsfalle zu geraten. Aus dieser Sicht ist

auch der Ausbau des Kinderbetreuungsan-
gebots eine wichtige Voraussetzung, um
Müttern die Ausübung ihres Berufs zu er-
möglichen und Armut zu bekämpfen.
Es ist aber auch notwendig, Frauen aus dem
Abhängigkeitsverhältnis zu führen. Denn
viele Sozialleistungen werden auf der Grund-
lage des Familieneinkommens berechnet,
sodass Frauen im Durchschnitt weniger Not-
standshilfe oder Sozialhilfe beziehen und auf
den Unterhalt des Partners angewiesen
sind. Wie aus bisherigen Studien bekannt,
ist das Geld innerhalb des Haushaltes je-
doch meist zugunsten der Männer verteilt
und drängt Frauen in ein Abhängigkeitsver-
hältnis. Man kann hier auch von einer ver-
deckten Armut sprechen, dessen Ausmaß
sich oft erst im Fall einer Scheidung bzw.
Trennung vom Partner zeigt.

Österreich zählt zu den reichsten Ländern
der Welt und ist das viertreichste Land in der
Europäischen Union. Armut resultiert somit
aus einer Ungleichverteilung der Ressour-
cen. Die Bekämpfung von Armut muss daher
an diesem Punkt ansetzen und die Teilhabe
aller Bevölkerungsgruppen am Reichtum des
Landes zum Ziel haben. Das Erwerbseinkom-
men nimmt in diesem Zusammenhang eine
zentrale Stellung ein. Seit Jahrzehnten sinkt
das Arbeitseinkommen gemessen am Volks-
einkommen und die Zunahme der Working
Poor, deren Einkommen kaum mehr zum Le-
ben ausreicht, macht das Problem deutlich.
Dabei leisten höhere Löhne gerade einkom-
mensschwacher Bevölkerungsgruppen nicht
nur einen Beitrag zur Verringerung von Ar-
mut, sondern fördern die Konsumnachfrage,
von der wiederum die Wirtschaft profitiert.58

4. ZUSAMMENFASSUNG 

49 Vgl.: Stenner, Christian und Stuhlpfarrer, Gregor: Die Wünsche der Industrie: Mit Lohnverzicht noch tiefer in die Kri-
se? KORSO April 2009. In: Verein ERfA (Hg.): Die Armut und die Kommune: Am Beispiel Graz. Grazer Sozialpoliti-
sche Hefte, Band 1. Graz, Jänner 2010. S.16.
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